
Aufsatz

Gender Planning - mit Plan zu einer 
gendergerechten Stadt

1. Einführung

1.1 Was ist Gender Planning und was bedeutet 
dabei Gender Mainstrsaming?

Gender Planninng ist die Strategie, Geschlechter- 
gerechtigkeit in der Stadt- und Verkehrsplanung 
umzusetzen. Gender Planning ist Teil von Gender 
Mainstreaming und das bedeutet, die geschlech- 
tergerechte Sichtweise zu einem zentralen Be­
standteil aller Entscheidungen zu machen. Grund­
sätzlich ist nach europäischem Recht eine Gleich­
stellung und Chancengleichheit von Frauen und 
Männern in allen Arbeits- und Lebensbereichen 
gewährleistet. Die Wertschätzung des Alltags von 
Frauen und Männern, Jung und Alt ist Grundlage 
der gendersensiblen Planungskultur. Gruppen, die 
in den Planungsprozessen der Stadtplanung ten­
denziell unterrepräsentiert sind, sollen verstärkt in 
ihrem Alltag unterstützt werden. Mainstreaming 
bedeutet, dass die Strategie darauf abzielt, selbst­
verständlicher Teil politischer und planerischer 
Entscheidungen zu sein.

Mit der Einbeziehung der Kategorie Gender wird der 
Blick darauf gerichtet, dass der Geschlechterbezug als 
Handlungs- und Verhaltensanweisungen bestimm­
ten Gruppen gesellschaftliche Rollen mit einem „so­
zialen Geschlecht“ (engl. Gender) zuweist. Gender­
bezug nimmt dabei nicht nur binär „Frauen“ oder 
auch „Männer“ in den Blick, sondern berücksichtigt
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die Menschen in ihrer Unterschiedlichkeit und Viel­
falt. Die Verwendung des Begriffs „Gender“ oder „so­
ziales Geschlecht“ beschreibt die sozialen Unter­
schiede, die Menschen aufgrund ihres zugeschriebe­
nen Geschlechts in Abhängigkeit ihrer sozialen Situ­
ation bzw. Lebenssituation in unserer Gesellschaft 
innehaben1. Diese gesellschaftlich verankerten Rol­
lenzuschreibungen und Handlungsmuster sind er­
lernt und damit veränderbar.

Gender Mainstreaming ist eine international aner­
kannte Vorgangsweise und Strategie der Gleichstel­
lungspolitik2. Gender Mainstreaming als Strategie 
bedeutet, bei allen gesellschaftlichen Vorhaben die 
unterschiedlichen Lebenssituationen von Frauen und 
Männern von vornherein zu berücksichtigen, um 
Menschen unabhängig vom zugeschriebenen Ge­
schlecht gleiche Chancen hinsichtlich ihrer Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben einzuräumen. Über die 
binäre Geschlechterdifferenzierung hinaus ist Gen­
der Mainstreaming auch Voraussetzung, um jede Be­
nachteiligung wegen biologischer/kultureller Eigen­
schaften wie z. B. Hautfarbe, Religionszugehörigkeit, 
Alter, Mann, Frau oder anderer Geschlechter von 
vornherein auszuschließen. Ziel von Gender Main­
streaming ist es, strukturelle Unterschiede aufzuzei­
gen und unterschiedliche Bedürfnisse, Interessen 
und Anforderungen herauszuarbeiten und zu erfül­
len. Damit bekommen auch soziale Lagen, Alter oder 
ethnischer Hintergrund eine verstärkte Bedeutung.

Die Gebote des Gender Mainstreaming verlangen, 
bei jeder Entscheidung in jedem Bereich die unter­
schiedlichen Auswirkungen auf Männer und Frauen 
aktiv mitzudenken und diese Bedürfnisse zu berück­
sichtigen3.

1.2 Personen mit besonderen Mobilitäts- 
anJorderungen - der Genderbezug

Mobilität und Verkehrshandeln sind eingebunden in 
gesellschaftliche Strukturen und bestehende Ge- 
schlechterverhältnisse. Menschen sind nicht ohne 
Ziel und Zweck unterwegs, sondern um bestimmte 
Dinge zu erledigen, um zur Erwerbsarbeit zu kom­
men, um sich oder andere zu versorgen, um soziale 
Beziehungen zu knüpfen und zu erhalten, sich zu er­
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holen oder um am politischen und kulturellen Leben 
teilzunehmen. So sind es Frauen und Männer, Kinder 
und Ältere, bewegliche und mobilitätseingeschränkte 
Menschen, Personen in komfortablen oder auch in 
schwierigen sozialen Verhältnissen, die Wege zu­
rücklegen. Durch unterschiedliche Lebenszusam­
menhänge wie z. B. Erwerbstätigkeit, Familienarbeit, 
Arbeit im sozialen Umfeld, eine geringere Pkw-Ver­
fügbarkeit und oftmals verbunden mit schlechteren 
ökonomischen Bedingungen ergeben sich spezifische 
Mobilitätsanforderungen. Von gesellschaftlichen 
Prozessen und deren Auswirkungen sind die Perso­
nengruppen unterschiedlich betroffen.

Entscheidend aus der Genderperspektive sind eine 
ganzheitliche Betrachtung der Lebensverhältnisse 
und die Schaffung entsprechender, auf die jeweiligen 
Bedürfnisse und Anforderungen abgestimmte Kon­
zepte.

Insbesondere die immer noch bestehende Zuschrei­
bung der Sorgearbeit (Einkäufen, Erledigungen, Be­
gleitung von Kindern und anderen Angehörigen) als 
Aufgabe von Frauen führt zu Mobilitätsmustern, die 
eine strukturelle Benachteiligung der Menschen be­
gründen, die diese Aufgaben übernehmen.

Dies waren und sind auch die zentralen Forderungen 
feministischer Verkehrspolitik seit Ende der 80er 
Jahre des vergangenen Jahrhunderts. Gefordert wur­
de neben der Umsetzung des Prinzips Gender Main­
streaming vor allem, die vorherrschenden, an traditi­
onellen maskulinen Normen ausgerichteten Mobili­
tätsvorstellungen (schnelle Wege über weite Stre­
cken) zugunsten einer Mobilitätskultur zu überwin­
den, die sich an versorgungsökonomischen Anforde­
rungen orientiert (kurze direkte Wege zu Orten des 
Alltagslebens). Ferner die Bedrohungsfreiheit von 
struktureller Gewalt im öffentlichen Raum und die 
Ermöglichung der gesellschaftlichen Teilhabe aller 
Menschen4.

2. Verkehrshandeln von Frauen - 
eher nachhaltig!

Die Verkehrswende ist das große klimapolitische 
Thema der nächsten Jahre. Notwendig dafür ist die 
Gesamtheit der Maßnahmen, die unser Mobilitäts­
verhalten so verändern, dass kein weiterer mobilitäts­
bedingter Raubbau an natürlichen Lebensgrundla­
gen mehr stattfindet. Das Verkehrshandeln von Frau­
en ist bereits eher nachhaltig: Sie gehen mehr zu Fuß, 
nutzen mehr die Öffentlichen Verkehrsmittel, fahren 
weniger Auto.

Durch die Ausdifferenzierung von Lebensstilen und 
Haushaltskonstellationen sind die Unterschiede zwi­
schen den Geschlechtern zwar kleiner geworden, im 
Mobilitätsverhalten hat sich in den letzten 20 Jahren 
aber noch nicht allzu viel getan. Belegt wird dies 
durch die Ergebnisse der bundesweiten Mobilitäts­
studie Mobilität in Deutschland (MID)5.

2.1 Führerscheinbesitz und Pkw-Verfügbarkeit

Der Führerscheinbesitz stellt weniger eine Kenngrö­
ße des Verhaltens als eine Voraussetzung für die Pkw- 
Nutzung dar. In den älteren Jahrgängen überwiegt 
nach wie vor der Führerscheinbesitz bei den Män­
nern. In den jüngeren Jahrgängen (bis 30 Jahre) ist zu 
beobachten, dass der Führerscheinbesitz bei Frauen 
und Männern zurückgeht.

Über alle Altersgruppen können Männer nach wie 
vor eher über einen Pkw verfügen als Frauen. Ledig­
lich die Pkw-Verfügbarkeit der jungen Erwachsenen 
unterscheidet sich nicht zwischen Männern und 
Frauen. Besitz und Nutzung von Pkw sind in Haus­
halten mit Kind und in Haushalten in ländlichen 
Räumen jeweils besonders hoch, es überwiegt hier 
der Anteil der Frauen als Pkw-Fahrerinnen. Die Situ­
ation in den ländlichen Räumen mit einem wenig at­
traktiven ÖPNV macht den privaten Pkw zur Bewäl­
tigung der Alltagsmobilität i. d. R. notwendig6.

2.2 Verkehrsmittelwahl und Distanzen

Frauen legen nach wie vor geringere Distanzen zu­
rück, nutzen mehr die eigenen Füße und den ÖPNV 
und weniger das Auto als Männer, dafür sind sie häu­
figer Mitfahrerinnen (Abb. 1). Dies zeigt sich über 
fast alle Altersgruppen und auch in den verschiede­
nen Lebenssituationen. Kürzere Wegedistanzen und 
die stärkere Nutzung der eigenen Füße und des Fahr­
rades sollten neben dem Aspekt Gendergerechtigkeit 
auch aus dem Blickwinkel der Nachhaltigkeit positiv 
bewertet werden. Es gilt dafür die entsprechenden 
Rahmenbedingungen zu schaffen (s. Kap. 4).

2.3 Wegeketten

Die Komplexität bzw. Bildung von Wegeketten ist ein 
Verhaltensmerkmal, das in der genderbezogenen 
Verkehrsforschung als eines der wesentlichen Unter­
scheidungsmerkmale des Verkehrshandelns von 
Frauen und Männern hervorgehoben wird. Frauen 
müssen im Alltag oft Wege zur eigenen Erwerbsar­
beit, zum Zweck der Sorge- und Versorgungsarbeit 
und die Zeitsysteme/Abhängigkeiten von zu betreu­
enden Menschen miteinander verknüpfen bzw. koor-

1/2025 11



Aufsatz

Tagesstrecke nach Verkehrsmittel, Alter und Geschlecht: Männer

Tagesstrecke nach Verkehrsmittel, Alter und Geschlecht: Frauen
so

Abb. 1: Unterschiede in der Tagesstrecke bei Männern und Frauen - unterschieden nach Verkehrsmitteln und Alter (Quelle: Eigene Darstel­
lung nach MID 2017)
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Beispielhafte Wegeketten

CnverbttÄllße ohne Hau«- und F.imllifin.irbftlt

Schule

Wohnung

Einkauf
Verwandte

CrwnrbttätiEft mit Ham- und FamllienarbHt

(Teilzeit-)
Arbeitsplatz

Kindergarten

Abb. 2: Typische Mobilitätsmuster von Erwerbstätigen mit und ohne Haus- und Familienarbeit (Quelle: Eigene Darstellung)

dinieren. Wegeketten mit Zwischenhalten sind insbe­
sondere bei erwerbstätigen Frauen mit Betreuungs­
pflichten bzw. Versorgungsarbeit an der Tagesord­
nung. Diese Wegeketten gelten auch für Männer, 
wenn sie Sorgearbeit übernehmen (Abb. 2).

Wichtig ist, dass verschiedene Wege und Verkehrs­
mittel miteinander kombinierbar sind, um die tägli­
chen Anforderungen zu bewerkstelligen. Das bedeu­
tet sichere, attraktive, barrierefreie Geh- und Radwe­
ge. Der ÖPNV ist derzeit nur bedingt für komplexe 
Wegeketten geeignet. Auch die neuen Mobilitätsan­
gebote wie Carsharing, Fahrradverleihsysteme oder 
E-Scooter sind in der Regel nicht auf Familienmobi­
lität ausgerichtet. In Carsharing-Autos fehlen oftmals 
Kindersitz, Fahrradverleihsysteme bieten keinen 
Platz für Einkaufstaschen.

2.4 Begleitmobilität

Begleitmobilität ist ein zentrales Element der Famili­
enmobilität. Begleitet werden Kinder, ältere Men­
schen oder Mobilitätseingeschränkte, um diese Per­
sonen (meist aus dem eigenen Haushalt) vor den Ge­
fahren des Straßenverkehrs zu schützen oder wenn 
(besonders bei Älteren und Mobilitätseingeschränk­
ten) ein eigenständiges Fortbewegen nicht möglich 
erscheint. Begleitwege konzentrieren sich in starkem 
Maße auf die Frauen. Dazu zählen insbesondere die 
Wege zur Schule, zu nachmittäglichen Aktivitäten 
der Kinder, Arztbesuche oder Behördengänge (ältere 
Menschen). Selbst in Familien mit zwei Vollzeit er­
werbstätigen Eltern übernehmen das Bringen der 
Kinder weit überwiegend die Mütter7. Diese Fürsorge 
hält die Gesellschaft zusammen, die zurückgelegten 
Wege sind systemrelevant.

3. Schutzbedürfnis vor (sexualisierter) 
Gewalt im öffentlichen Raum

Ein wichtiger Punkt für die Herstellung von Gender­
gerechtigkeit und Gender Planning ist das Schutzbe­
dürfnis vor (sexualisierter) Gewalt im öffentlichen 
Raum. Das statistische Risiko, im öffentlichen Raum 
Opfer einer Gewalttat zu werden, ist insgesamt ge­
ring und für Männer deutlich höher als für Frauen.

Entscheidend für die Risikowahrnehmung ist nicht 
die tatsächliche Häufigkeit des befürchteten Angriffs, 
sondern die Einschätzung der zu erwartenden Folgen. 
Das beginnt nicht erst bei Straftaten, sondern viel frü­
her: bei alltäglichen „Grenzverletzungen” wie Anstar­
ren, Hinterherpfeifen, Stöhnen, Beleidigen, Festhalten 
und Nachgehen. Es ist keine unrealistische „Ängst­
lichkeit“, die Frauen dazu bringt, sich „nachts, allein, 
im Dunkeln“ bedroht zu fühlen. Es ist die durch kon­
krete Erfahrung und Wissen gestützte Furcht davor, 
durch sexualisierte Gewalt massiv und dauerhaft in 
ihrer physischen und psychischen Integrität verletzt zu 
werden. Sexualisierte Gewalt ist vor allem ein Thema 
für junge Frauen - aber nicht nur für sie. Sie trifft auch 
Menschen anderen Alters und Geschlechts, die gängi­
gen Geschlechterbildern nicht entsprechen.

Die Sorge vor Verletzung führt zu Verzichtsverhal­
ten - was dazu führt, dass tatsächlich nicht so viel 
passiert: „Wenn ich abends Weggehen will, fahre ich 
nicht mehr mit der Bahn“. Es ist eine Präventionsstra­
tegie, wenn Menschen aus Sorge vor Verletzung

■ Aktivitäten unterlassen,
■ selbst aufs Auto umsteigen oder Angehörige mit 

dem Auto chauffieren,
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Zwei Aussagen von Frauen aus der Studie Plan International 2020

„Ich bin mal ohne Grund als Bitch 
bezeichnet worden - obwohl ich keine 
aufreizende Kleidung anhatte.“

Teilnehmerin, 50 Jahre, Hamburg

„Ich wurde abends von einem Mann 
verfolgt Als ich schneller wurde, 
wurde er es auch. Ich bin zur nächsten 
Bushaltestelle gerannt, habe mich zu 
den Wartenden gestellt und mir ein 
Taxi gerufen.“

Teilnehmerin, 34 Jahre, Hamburg

Abb. 3: Beispiele für Grenzverletzungen (Quelle: Plan International 20209)

0 längere Wege in Kauf nehmen, weil der direkte 
Weg zur Haltestelle schlecht beleuchtet und un­
übersichtlich ist,

□ einsame Bahnhöfe und Haltestellen meiden8

Diese Aspekte werden häufig noch unzureichend be­
rücksichtigt, wenn öffentliche Räume und Verkehrs­
situationen beurteilt werden und es an die Ausgestal­
tung geht. Notwendig sind deshalb Konzepte, die das 
Schutzbedürfnis, bei Frauen besonders vor sexuali- 
sierter Gewalt, ernstnehmen und Strategien für den 
Umgang mit Unsicherheit anbieten.

4. Planungsgrundsätze einer gender­
sensiblen Planung

Gendersensible Planung lässt sich mit dem Leitbild 
der „Stadt der kurzen Wege“ übersetzen. Wesentli­
ches Merkmal dieses Leitbilds - oder aktuell auch der 
„15-Minuten-Stadt“ - ist Nahraumqualität. Dies er­
spart lange Wege, belebt den öffentlichen Raum und 
erhöht dessen Sicherheit durch soziale Kontrolle. Das 
Prinzip der „15-Minuten-Stadt“ besagt, dass alle All­
tagswege in weniger als 15 Minuten zurückgelegt 
werden können, ohne das Auto zu nutzen. Die Wege 
werden zu Fuß, mit dem Fahrrad oder dem ÖPNV 
zurückgelegt. Das sichert gleiche Chancen zur Teil­
nahme am gesellschaftlichen Leben in verschiedenen 
Lebenslagen für alle sozialen Gruppen und verbes­
sert die eigenständige Mobilität von Kindern und äl­
teren Menschen.

Die wesentlichen Planungsgrundsätze einer gender­
sensiblen Stadt- und Verkehrsplanung sind in Abb. 4 
dargestellt.

Wichtig ist, diese Planungsgrundsätze in Form von 
Leitlinien in strategischen Konzepten und konzepti­
onellen Planungen festzulegen und mit einem politi­
schen Beschluss abzusichern. Dazu zählen Integrier­

te Stadtentwicklungskonzepte, Verkehrs- bzw. Mobi­
litätsentwicklungspläne, Nahverkehrspläne, ge­
samtstädtische Rad- und Fußverkehrskonzepte, Kon­
zepte mit dem Fokus Nahmobilität, Konzepte zur 
Schulwegsicherheit, aber auch Entwurfsplanungen.

Was entstehen kann, wenn die weibliche Perspektive 
bei der Verkehrsplanung berücksichtigt werden, zeigt 
sich nicht nur am Beispiel Wien (Gender Mainstrea­
ming Pilotbezirk Maria Hilf und konsequente Wei­
terführung des Prinzips Gender Planning10, aktuelles 
Beispiel ist das Neubaugebiet Seestadt Aspern). In 
Barcelona entstehen im dichtbesiedelten Quartier 
sogenannte Superblocks, das sind Fußgängerzonen 
und Aufenthaltsbereiche mitten im Quartier, der Au­
toverkehr wird außen herumgeleitet. In Paris be­
kommen die Fußgängerinnen und Radfahrerinnen 
mehr Platz. Mit dem Konzept der 15-Minuten-Radi- 
en soll das Prinzip der Nachhaltigkeit und Teilhabe 
umgesetzt werden. Die Ansätze werden auch bei uns 
in Deutschland stärker diskutiert, zu Superblocks 
gibt es Initiativen in Berlin, Leipzig und Darmstadt. 
Viele deutsche Kommunen machen sich auf den 
Weg, z. B. Karlsruhe, München, Offenburg, Bremen.

5. Beteiligung - ein wesentlicher Be­
standteil von Gender Planning

Gender Planning bedeutet auch Beteiligung der 
Gruppen mit besonderen Mobilitätsanforderun­
gen. Planung und Durchführung von Beteiligungs­
verfahren mit geeigneten Methoden sind ein wichti­
ger Teil der Strategie Gender Mainstreaming.

Es ist mittlerweile anerkannter als noch vor 10 Jah­
ren, dass es unterschiedliche Gruppen mit unter­
schiedlichen Bedürfnissen gibt, deren Perspektive 
und Meinungen eingeholt werden sollten. Personen 
mit spezifischen Nutzungsansprüchen an den öffent-
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Priorisierung der Verkehrsmittel Rad, Fuß, ÖPNV

■ Orte des täglichen Bedarfs (Alltagsziele) durch sichere und at­
traktive Verbindungen vernetzen (engmaschige Rad- und Fußver­
kehrsnetze, Schulwegnetze mit festgelegten Standards)

■ Netzhafte Erschließung (nahräumlicher Vorrang) im ÖPNV
■ Attraktive, sichere und barrierefreie Gestaltung von Haltestellen, 

Umsteigepunkten und ihren Zugängen
■ Attraktive Fahrradabstellanlagen (ausreichende Anzahl, diebstahl­

sicher, funktional gestaltet) im öffentlichen Raum und an den Zie­
len, auch im Wohngebäude

■ Abstellmöglichkeiten für Kinderwagen, Rollator
■ Rücknahme des Gehwegparkens, Durchsetzung der Park-/Halte- 

verbote
□ Berücksichtigung der spezifischen Anforderungen der Familien­

mobilität bei alternativen Mobilitätsangeboten (Carsharing, Fahr­
radverleihsysteme, E-Scooter).

Gestaltung des öffentlichen Raums für Aufenthalt und Begegnung

■ Entschleunigung des Kfz-Verkehrs (Tempo 30, verkehrsberuhigte 
Bereiche, Shared Space)

■ Barrierefreiheit herstellen
■ Straßenräume mit Aufenthaltsbereichen gestalten
■ Soziale Sicherheit gewährleisten
■ Quartierräumliche Qualitäten nutzen bzw. verbessern
□ Räume hoher Qualität schaffen

o Plätze, Fußgängerbereiche
o Grün (Bäume, auch schattenspendend)
• Erholungs- und Spielflächen

■ Fuß- und radverkehrsfreundliche Lichtsignalanlagen einrichten

Öffentlichkeitsbeteiligung: Einbeziehen der Alltagskompetenz 
der Gruppen mit starkem Bezug zum Ort/Quartier

■ Alltagskompetenz besonders der Personengruppen mit starkem 
Bezug zum Ort/Quartier nutzen

3 Beteiligungsverfahren situations- und betroffenenspezifisch ge­
stalten

□ Kooperative Beteiligungsverfahren stärker einsetzen

Abb. 4: Planungsgrundsätze einer gendersensiblen Stadt- und Verkehrsplanung (Quelle: Eigene Darstellung)
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liehen Raum (z. B. Kinder und Jugendliche, Ältere) 
oder sozial benachteiligte Gruppen haben i. d. R. we­
niger Chancen, ihre Interessen durchzusetzen. Stär­
kung von Teilhabe und Transparenz (von Planungen) 
sind wesentliches Ziel und wesentlicher Nutzen von 
Beteiligungsverfahren11. Gendersensible Beteiligung 
der Öffentlichkeit und intensive Öffentlichkeitsarbeit 
können die Qualität der Planungen steigern bzw. si­
chern.

Beteiligungsverfahren sollten vor allem der spezifi­
schen Umfeldaneignung (d. h. räumliche Nähe zum 
Alltagsleben) und den spezifischen Politikzugängen 
beispielsweise von Frauen (d. h. Anknüpfung an 
Strukturen im Stadtteil bzw. im ländlichen Raum) 
Rechnung tragen. Ferner ist auf die spezifischen Le­
benszusammenhänge einzugehen, vor allem auch 
was die Organisation anbetrifft (Abb. 5).

Bei der Konzeption von Beteiligungsverfahren sind 
deshalb folgende Leitfragen zu beantworten:

[ I Können alle von der Planung betroffenen Bevöl­
kerungsgruppen (differenziert nach Alter, sozialer 
Stellung, Nationalität etc. und jeweils nach Ge­
schlecht) erreicht werden, um Bedürfnisse, Bedar- 
fe und Interessenlagen vor Ort abrufen zu können?

□ Können sich diese Gruppen artikulieren bzw. wel­
che Unterstützung benötigen sie (z. B. Interessen­
vertretung und Multiplikator*innen)?

□ Wie können die unterschiedlichen Alltags- und 
Fachkompetenzen von Menschen in unterschied­
lichen sozialen Rollen genutzt werden?

□ Welche Beteiligungsverfahren sind geeignet?
! J Welche zielgruppenspezifische Öffentlichkeitsar­

beit mit welchen Medien ist notwendig?

Eine richtig verstandene Partizipation und Beteili­
gung ermöglicht es allen gesellschaftlichen Gruppen, 
tatsächlich am Zustandekommen der Entscheidun­
gen in Politik und Verwaltung mitzuwirken. Wichtig 
sind die Organisation des Prozesses und der Einsatz 
geeigneter Methoden, die es möglich machen, sich 
auf allen Ebenen der Planung und innerhalb eines 
Planungsprozesses zu informieren und zu beteiligen.

Ein generell anwendbares Konzept gibt es jedoch 
nicht, das projektbezogene Beteiligungskonzept ist 
vielmehr stark von der ortsspezifischen Ausgangssi­
tuation und Problematik sowie der lokalen 
Akteur*innenstruktur abhängig12.

Fl Der Zeitpunkt der Beteiligung innerhalb des Ge­
samtvorhabens (Gender-Aspekte sind z. B. bei 
der Erarbeitung von Rahmenplänen bzw. der 
problemorientierten Bestandsanalyse zu berück­
sichtigen)

□ Die Art der Beteiligung (z. B. projektorientierte 
Arbeit in Workshops / Arbeitskreisen, Zukunfts­
werkstätten, öffentliche Begehungen (Stadtspa­
ziergänge), aktivierende Befragungen)

i I Ausgewogene Präsenz von Männern und Frauen 
in den Verfahren.

n Art der Moderation (gendersensible Moderation 
und Moderationsmethoden)

1 1 Art der Einladung (wo und wie wird einge­
laden; z. B. gezielte Ansprache engagierter 
Bürgerinnen, Multiplikator*innen)

□ Ort der Veranstaltung(en) (gut erreichbar mit 
dem ÖPNV, möglichst im Planungsgebiet gele­
gen, z ,B. in Schulen, Kindergärten, Kirchenge­
meinden)

□ Veranstaltungszeit (Vereinbarkeit mit Familien­
arbeit, ggf. Angebot von Kinderbetreuung etc.)

□ Art der Vermittlung (verständliche Sprache; ggf. 
Übersetzungen; verständliche Pläne, Modelle, 
Fotos etc.)

Abb. 5: Hinweise zur Organisation von gendersensiblen Beteili- 
gtmgsverfahren (Quelle: Eigene Darstellung)

5. Fasit

Eine stärkere Ausrichtung auf Gender Planning ist 
besonders in einer Zeit der immer weiteren Differen­
zierung von Haushaltsstrukturen und Lebensstilen 
ein Qualitätsmerkmal von Planung und Politik und 
bei der Entwicklung von Konzepten und Maßnah­
men unverzichtbar. Konzepte und Maßnahmen sind 
nicht neu, sie reihen sich ein in Strategien zur frauen­
gerechten Planung aus den 90er Jahren des vergange­
nen Jahrhunderts und zur „Stadt der kurzen Wege“ 
mit dem Merkmal Nahraumqualität.

Der Gender-Ansatz fokussiert nicht nur auf Frauen 
und geschlechtsspezifische Merkmale, sondern be­
rücksichtigt soziale, gesellschaftliche und lebens­
räumliche Rahmenbedingungen, ohne die Rollen­
verteilung zwischen Männern und Frauen als gesell­
schaftliches Machtverhältnis zu verschleiern.

Die Mobilitätspraktiken von Frauen bzw. ihr Ver­
kehrshandeln sind überwiegend nachhaltig und 
wichtig, um Politik in Richtung nachhaltige Mobilität 
und die klimapolitisch notwendige Entmotorisie- 
rung zu leiten. Frauen sind beispielsweise ein guter 
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Indikator dafür, wie fahrradfreundlich Städte sind. 
Denn: Sie und ihre Kinder fahren Fahrrad, wenn es 
sicher ist.

Notwendig erscheint nach wie vor eine stärkere Ein­
forderung der prozessorientierten Strategie von 
Gender Mainstreaming und eine stärkere Beteili­
gung von Frauen. Nur eine gendergerechte Stadt- 
und Verkehrsplanung macht es Frauen möglich, 
ebenso am Erwerbsleben teilzunehmen und auch 
entsprechende Positionen zu besetzen.

Angemerkt sei abschließend, dass der gendersensible 
Blick zwar bei Frauen mehr ausgeprägt ist, es im Ein­
zelfall aber auch genau umgekehrt sein kann. Es gibt 
in der Planung durchaus auch Männer, die diesen 
Blickwinkel haben.
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